
Ausscheiden von Herrn Gemeinderat Marc Rohrbeck aus dem Gemeinderat. 
Auszüge aus der Gemeindeordnung Baden-Württemberg 
 

§ 31 
Ausscheiden, Nachrücken, Ergänzungswahl 

(1) Aus dem Gemeinderat scheiden die Mitglieder aus, die die Wählbarkeit (§ 28) verlieren. 
Das Gleiche gilt für Mitglieder, bei denen ein Hinderungsgrund (§ 29) im Laufe der Amtszeit 
entsteht. Die Bestimmungen über das Ausscheiden aus einem wichtigen Grund bleiben 
unberührt. Der Gemeinderat stellt fest, ob eine dieser Voraussetzungen gegeben ist. Für 
Beschlüsse, die unter Mitwirkung von Personen nach Satz 1 oder nach § 29 zu Stande 
gekommen sind, gilt § 18 Abs. 6 entsprechend. Ergibt sich nachträglich, dass eine in den 
Gemeinderat gewählte Person im Zeitpunkt der Wahl nicht wählbar war, ist dies vom 
Gemeinderat festzustellen. 
(2) … 
 

§ 28 
Wählbarkeit 

(1) Wählbar in den Gemeinderat sind Bürger der Gemeinde, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben. 
(2) … 

§ 12 
Bürgerrecht 

(1) Bürger der Gemeinde ist, wer Deutscher im Sinne von Artikel 116 des Grundgesetzes ist 
oder die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzt 
(Unionsbürger), das 16. Lebensjahr vollendet hat und seit mindestens drei Monaten in der 
Gemeinde wohnt. Wer das Bürgerrecht in einer Gemeinde durch Wegzug oder Verlegung der 
Hauptwohnung verloren hat und vor Ablauf von drei Jahren seit dieser Veränderung wieder in 
die Gemeinde zuzieht oder dort seine Hauptwohnung begründet, ist mit der Rückkehr Bürger. 
Bürgermeister und Beigeordnete erwerben das Bürgerrecht mit dem Amtsantritt in der 
Gemeinde. 
(2) Wer innerhalb der Bundesrepublik Deutschland in mehreren Gemeinden wohnt, ist in 
Baden-Württemberg Bürger nur in der Gemeinde, in der er seit mindestens drei Monaten 
seine Hauptwohnung hat. War in der Gemeinde, in der sich die Hauptwohnung befindet, die 
bisherige einzige Wohnung, wird die bisherige Wohndauer in dieser Gemeinde angerechnet. 
(3) … 
 

§ 13 
Verlust des Bürgerrechts 

Das Bürgerrecht verliert, wer aus der Gemeinde wegzieht, seine Hauptwohnung in eine 
andere Gemeinde innerhalb der Bundesrepublik Deutschland verlegt oder nicht mehr 
Deutscher im Sinne von Artikel 116 des Grundgesetzes oder Unionsbürger ist. 
 

§ 15 
Bestellung zu ehrenamtlicher Tätigkeit 

(1) Die Bürger haben die Pflicht, eine ehrenamtliche Tätigkeit in der Gemeinde (eine Wahl in 
den Gemeinderat oder Ortschaftsrat, ein gemeindliches Ehrenamt und eine Bestellung zu 
ehrenamtlicher Mitwirkung) anzunehmen und diese Tätigkeit während der bestimmten Dauer 
auszuüben. 
(2) Der Gemeinderat bestellt die Bürger zu ehrenamtlicher Tätigkeit; die Bestellung kann 
jederzeit zurückgenommen werden. Mit dem Verlust des Bürgerrechts endet jede 
ehrenamtliche Tätigkeit. 
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